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Deutſchland.
Halle d. 16. September. Die erſte Kammer iſt ruhrig

darauf aus durch Gruündlichkeit und Beſchleunigung ihrer Ar
beiten des Landes Achtung und Dank zu verdienen. Mehrere
der wichtigſten Staatsfragen ſind im Schoße derſelben auf eine
Weiſe zur Löſung gekommen, daß die Nation ſich dadurch voll-
ſtändig befriedigt erachten darf. Wir erinnern nur an die Ent
ſcheidung über die deutſche Verfaſſungsangelegenheit. Jetzt hat
die erſte Kammer die Hand an den Abſchluß ihrer Hauptauf-
gabe, an die Reviſion der Verfaſſung, gelegt. Die Vorarbeiten
in den Ausſchuſſen waren ſo weit gediehen, daß am 8. Sept.
die öffentliche Diskuſſion in der Plenarverſammlung beginnen
konnte. Sogleich bei der erſten Verhandlung nahmen die auch
in der erſten Kammer vorhandenen Parteien einen Anlauf, ihre
Grundſätze darzulegen und ihnen Geltung zu verſchaffen. Am
Bemerkbarſten traten die äußerſten Enden, die Manner vom
verlorenen Poſten, hervor. Auf der Linken waren es die Polen,
zum Theil abgetrümmerte Einzelnheiten aus der zerſtobenen
Koterie der Anarchie, welche in langen Diatriben erklaärten,
daß Poſen und Preußen, Poſen und Deutſchland nichts mit
einander gemein hatten, daß es den Polen gleichgiltig ſein
kounnte, wie Preußen, wie Deutſchland ſich ſtaatlich einrichten
wollten, daß Poſen mit Preußen nur durch Perſonalunion ver-
bunden, daß das Großherzogthum Poſen volker- und ſtaats-
rechtlich ein beſonderes Reich ſei, deſſen Großherzog der König
von Preußen ſei, und daß ſie demgemäß die Anerkennung die-
ſer Stellung forderten. Die Polen bemühten ſich demnach,
gegen den klaren Jnhalt aller Urkunden, zu zeigen, daß Poſen
zu Preußen ungefähr in demſelben Rechtsverhältniſſe ſtande,
wie etwa Schleswig-Holſtein zu Daänemark; ſie ließen nicht
undeutlich merken, daß auch ſie geſonnen wären, dieſelben Wege
zu gehen und dieſelben Mittel zu ergreifen, die in Schleswig-
Holſtein zur Anwendung gekommen ſind, um ihre Abſichten zu
verwirklichen. Die Kammer beſeitigte dieſe unerhoörten polni-
ſchen Phantaſieen durch bloßes Jgnoriren und durch eine Ab-
ſtimmung, die den Polen ihre Vereinzelung deutlich und hand-
greiflich vor Augen ſtellte. Von der andern Seite, von der
äußerſten Rechten her, erhoben ſich andere Stimmen. Was von
dorther behauptet wurde, verdient die ſcharfſte Beachtung, weil

Hierzu eine Beilage.

es Grundſätze ſind, durch deren Ausfuhrung, wenn dieſe im
Bereiche der Wahrſcheinlichkeit lage, unſere politiſchen Zuſtände,
unſere ganze politiſche Zukunft in Frage geſtellt wurden. Herr
von Gerlach, auch in den hieſigen Kreiſen männiglich bekannt,
hatte die ſchwere und undankbare Pflicht uübernommen, die Grund-
zuge des Syſtems ſeiner Partei der deutſchen Nation vor Augen zu
legen. Nach dieſem merkwürdigen Syſteme beſteht die Lan
desverfaſſung nicht in einer einzelnen Urkunde denn eine ſol-
che Urkunde iſt „ein Blatt Papier“, das ſich zwiſchen Sr.
Majeſtät den König und das Volk ſtellt oder wie gleichlau
tend Waldeck am 22. Sept. 1848 in der Nationalverſammlung
ſich ausdruckte: dieſe Verſammlung hätte mehr zu thun, „als
dieſes Stück Papier, die Verfaſſung, zu machen.“ Nach Hrn.
von Gerlach iſt die Landesverfaſſung „die Summe der Rechte
dieſes Landes“ oder „enger die Summe des im Lande gel-
tenden Staatsrechts.“ Der ehrenwerthe Deputirte verlangt
demnach, daß als Landesverfaſſung eben nur und allein das
bisher gültige Recht anerkannt werden und alles dasjenige
ausgeſchloſſen ſein ſolle, was bisher nicht als Recht anerkannt
worden iſt. Alle Laſten und Ungerechtigkeiten, alle Willkür und
Einſeitigkeiten, alle Unfreiheit und Verknechtung, welche die
Thorheit und die Noth früherer Geſchlechter auf uns vererbt
haben von der Polizeigewalt des Staates, von den Feſſeln an,
die die Gewohnheit des blinden Gehorſams und hündiſcher De
muth anlegte, bis hinab zur Rechtloſigkeit des unterſten Staats
bürgers Alles ſoll ſo bleiben, wie es war, es ſoll nur eine
neue Regiſtrirung, eine neue Jnventur vorgenommen und das
verbleichte, fahle Alte wieder aufgefriſcht werden. Da ſoll kein
Standesvorrecht abgeſchafft werden da ſollen, wie bisher, die
Bürger vor dem Recht und Geſetz verſchieden ſein da ſollen
die Aemter und Ehren des Staates einer Kaſte zuganglicher
ſein als einer andern da ſoll, wie bisher, auch fortan die Frei-
heit der Perſon und das Heiligthum der Wohnung von der
Willkür freventlich verletzt werden dürfen da ſoll der Arme mit
Ruthen und Pranger, der reiche Graf fur daſſelbe Verbrechen
mit einigen Thalern beſtraft werden. Soll das bisher Guültige
als die kunftige Landesverfaſſung regiſtrirt werden, ſo wurde es
auch fernerhin ein ſchwarzes Kabinet geben, wo der Abſolutis-
mus des Polizeiſtaates die Siegel der Privatbriefe erbricht die
Cenſur kame wieder, die Freiheit der Meinung durch Wort,
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Schrift und Bild, die Freiheit des Gedankens, die Freiheit der
Wiſſenſchaft, die Freiheit der Lehre, die Freiheit der religiöſen
Ueberzeugung, die Glaubens und Gewiſſensfreiheit davon
findet ſich in dem bisher gültigen Rechte nichts als das Gegen
theil, alſo Unfreiheit, und dieſe Unfreiheit würde der Jnhalt
dieſer neuen Landesverfaſſung. Das alte Recht verbietet die Frei-
heit der Vereinigung, der Verſammlung, das Recht der Peti-
tionen, beſchränkt die Dispoſition über Grundbeſitz und Eigen-
thum, über Vermögen und Krafte und dieſe willkürlichen Be-
ſchrankungen wurden in der neuen „Landesverfaſſung“, welche
eben nur „die Summe des im Lande geltenden Staatsrechts“
enthielte, von Neuem ſanktionirt. Nach Herrn von Gerlach be
ſteht eine ſolche „„Landesverfaſſung in den ewigen Geſetzen Got-
tes, welche in die menſchliche Natur gelegt ſind, und in dem
auf Grund derſelben aus der Geſchichte des Staates und des
Volkes erwachſenen Rechte, nicht aber aus einer beſtimmten Urkunde
von ſo und ſo viel Paragraphen. Sie ſtellt ſich dar in einer Man-
nigfaltigkeit alter und neuer Rechtstitel, in Gewohnheiten,
Verträgen und Geſetzen, entſtanden in den verſchieden-
ſten Zeiten und aus den verſchiedenſten Veranlaſſungen.
Ich halte es“ ſo lauten die fernern ſtaatsphiloſophiſchen
Phantaſieen des Herrn von Gerlach „fur ein verkehrtes Un-
ternehmen, das Staatsrecht eines langſt beſtehenden Staates
in eine Urkunde zuſammen zu faſſen und dieſe nunmehr aus:
ſchließlich unter dem Namen Verfaſſung als Staatsgrundgeſetz
zu behandeln eben ſo verkehrt, als wenn man einem ſchon
ſtehenden Hauſe ein neues Fundament unterlegen wollte: die
ſes wird niemals“ (wirklich?) „moöoglich ſein, wenn man das
ganze Haus nicht abreißt.“

Wie die archaäologiſche Staatsphiloſophie in der Kon-
ſtruktion der Rechtsgrundlagen des Staats leicht ſtrauchelt,
eben ſo unglücklich iſt ſie in der Wahl ihrer Bilder und Ver-
gleiche. Manches Gebäude erhalt neue Fundamente, ohne daß
es eingeriſſen zu werden braucht, wenn nur der Baumeiſter
nicht gar zu unvorſichtig oder das Haus ſo alt, ſo baufallig,
verfault und durchmorſcht iſt, daß es beim erſten beſſernden
Handſchlag an allen Ecken und Enden droöhnt und der Ein
ſturz droht. Und wahrlich es gehört nach dem, was ſeit März
vorigen Jahres ſich ereigner, viel Verleugnung der Einſicht
und des Willens dazu, um nicht zu verkennen und anzuerken-
nen, daß unſer Staatsgebäude, wenn es auch nicht durch und
durch angefault war, doch in ſeinen Fundamenten einer gründ-
lichen Ausbeſſerung bedarf. Und dieſe Verbeſſerung wird ihm
werden, trotz aller Reaktionsgelüſte und aller pietiſtiſchen Re
priſtinationstheorieen.

Es iſt bezeichnend welche Stellung die Anhanger der al-
ten Monarchie zur neuen, zur konſtitutionellen einnehmen.
Vergleichen wir in dieſer Beziehung zwei Männer mit einan-
der, die früher in gleichem Verhältniſſe zur abſoluten Mo-
narchie geſtanden haben: den Herrn von Radowitz und den
Herrn von Gerlach. Herr von Radowitz warf am 23. Juni
1848 in der deutſchen Nationalverſammlung die Frage auf:
„Wer iſt reaktionär?“ und er beantwortete ſie dadurch, daß
er ſagte: „nur der iſt reaktionär, der einen unter-
gegangenen Zuſtand wieder hervorrufen will.
Nun, meine Herren, wenn dieſe Beſtimmung die richtige iſt,
ſo ſage ich: Gäbe es auch eine ſolche Partei in Deutſch-
land, in dieſer Verſammlung beſteht ſie nicht; Niemand
iſt reaktionär in der Verſammlung! Allerdings befinden ſich
hier Perſonen, die der alten Monarchie treu und aufrichtig
gedient haben. Aber ſie ſind nicht blind geweſen gegen de-
ren Mangel, ſie haben ſich nicht verhehlt alle Gebrechen des
Polizeiſtaates. Sie haben ſehr gut gewußt, daß nur der
Rechtsſtaat der wahren politiſchen Ordnung ent-

ſpricht, daß nur dieſer die Dauer in ſeinem Schoße
trägt. Sie wünſchten, daß der Uebergang auf geſetzlichem
Wege geſchehen möge, ſie wünſchten Evolution, nicht Re
volution. Leider iſt jener Weg nicht rechtzeitig betreten
worden, das erkennen wir mit tiefem Schmerz an daher iſt
die Revolution erfolgt.“ Es iſt kaum zweifelhaft, daß
Radowitz in den letzten Worten Preußen im Sinne hatte,
in welchem der vereinigte Landtag die Thore zum ge-
ſetzlichen Uebergange in den Rechtsſtaat weit aufgethan,
die Regierung in uüberweiſer Selbſtüberſchätzung dieſe Thore
eigenwillig zugeſchlagen hatte. Die Nation weiß nur zu
gut, auf weſſen Betrieb die Regierung damals dem Geſetze
der Nothwendigkeit und der höheren ſittlichen Verpflichtung ge-
gen das Volk widerſtand. Es war eben jene fromme Partei,
welche ihre Stellung und ihren dadurch erlangten Einfluß miß-
brauchte, unter dem tauſchenden Scheine ſpecifiſcher Chriſtlich
keit den Staat zu einem Konventikelſaale umzuformen, worin
e Saturnalien gefeiert werden ſollten. Die Verant-
wortlichkeit dieſer Partei iſt unermeßlich, denn gerade ihr iſt
vie großte Schuld an dem revolutionaären Verbrechen zuzuſchrei
ben, ſie hat den geſetzlichen Uebergang aus dem Polizeiſtaat in
den Rechtsſtaat verhindert und dadurch „die Evolution“ in
Revolution auszuarten gezwungen.

Das Geſtändniß des Herrn von Radowitz iſt ein offenes
und verſöhnliches. Trotz ſeiner Liebe und Treue war er gegen
die Gebrechen der alten Monarchie nicht verblendet, er wollte
den Rechtsſtaat, d. h. die wahre konſtitutionelle Monarchie, und
d wiſſen, wie thatig er jetzt fur deren Verwirklichung ar-

eitet.
Betrachten wir dagegen die Stellung des Herrn von Ger

lach. Er ſagt: „Jch liebe die alte Monarchie. Wer die
alte Monarchie nicht liebt, kann konſequenterweiſe
die Monarchie nicht lieben, die wir jetzt haben.“
Zur Erlauterung dieſer wunderbaren Liebſchaft fugt er hinzu
„das, was ich bisher angeführt habe, iſt der Sinn derjenigen
Worte, die wir in der Thronrede im April des Jahres 1847
gehört haben, es ſolle ſich kein Blatt Papier zwiſchen Sr. Ma
jeſtaät den König und das Volk ſtellen. Jch glaube, daß ich
berechtigt bin, auf dieſe Aprilverheißung zurückzuge-
hen. Jch bin zwar nicht der Meinung, daß überhaupt ein-
ſeitige konigliche Verheißungen, oder Verheißungen,
die von den Miniſterien ausgeſprochen werden, ſolide Fun-
damente unſeres Staarsrechts ſein konnen. Aber
mit demſelben Rechte, mit welchem man ſich auf die Verhei-
ßungen vom Marz 1848 beruft, kann ich mich auf die vom Monat
April 1847 berufen und thue es hiermit.“ Erinnern wir uns
der Königlichen Verheißung vom 22. Mai 1815; ſie wurde
nicht erfüllt, weil ſie nach Anſicht dieſer Partei eine einſeitige
königliche Verheißung war, die kein „ſolides Fundament des
Staatsrechts“ ſein kann, weil ſie aus den Feſſeln des Polizei
ſtaats heraus in das Reich des Rechtsſtaates geführt hatte.
Die Marzverheißungen des Jahres 1848 ſind in den Augen
derſelben Partei eben ſo einſeitig, eben ſo unſolide Fundamente
des Staatsrechts, ſie müſſen daher unausgeführt bleiben, weil
ſie aus der ſtändiſchen Monarchie heraus in den Rechtsſtaat
der konſtitutionellen Monarchie führen. Dagegen halten die
Aprilverheißungen des Jahres 1847 die ſtandiſche Monarchie
mit dem Abſolutismus der Polizeigewalt feſt, und darum greift
die pietiſtiſche Konventikelpolitik zurück in die Aprilſchauer, um
dort das Heil für die Welt zu ſuchen. Es mochte ſich doch
wohl kaum ein aähnliches Beiſpiel auffinden laſſen wo jeſuiti-
ſche Kaſuiſtik ſo offen und ſo willkürlich mit königlichen Wor
ten ihr Spiel treibt. Herr von Gerlach findet nun in dem Zu-
ruckkommen auf die Aprilverheißungen „die Prinzipien des wahren
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Konſtitutionalismus zu denen er ſich bekennt, mit der ganzen
Partei, die ſich in Berlin ihren eigenen Moniteur gegründet
hat. Die alte ſtändiſche Monarchie iſt das goldene Kalb, das
dieſe Herren anbeten. Die Zuruückfuhrung dieſer rettungslos in
ganz Europa wie auf einen Ruck untergegangenen Staatsform
wäre nicht bloß, wie Radowitz es nennt, Reaktion, es wäre
Revolution. „Die konſtitutionelle Monarchie, ſagte der Prinz
von Preußen in jenen denkwürdigen Worten, die er am
Juni 1848 in der preußiſchen Nationalverſammlung ſprach, „die
konſtitutionelle Monarchie iſt die Regierungsform, welche unſer
König zu gehen uns vorgezeichnet hat. Jch werde ihr mit
Treue und Gewiſſenhaftigkeit meine Kräfte wei-
hen, wie das Vaterland ſie von meinem ihm offen
vorliegenden Charakter zu erwarten berechtigt iſt.
Dies iſt die Pflicht eines jeden Vaterlandsfreundes, vor Allem
alſo die meinige, als des erſten Unterthanen des Koönigs.“
Moöchten die Herren, welche die „ewigen Geſetze Gottes“ und
die Lehren des Chriſtenthums ſo gern im Munde führen, an
den Worten eines erlauchten Prinzen des preußiſchen Hauſes
ſich ein Beiſpiel nehmen! Aber diejenigen, welche keine voll
ſtandige, das ganze Staatsrecht umfaſſende Verfaſſungsurkunde,
ſondern nur die Aufzeichnung von Bruchſtücken des Staats-
rechts, ſo wie ſie das konkrete Bedürfniß des Augenblicks her
vorruft, zu Stande kommen laſſen wollen ſie haben die greif
bare Abſicht, der alten Staatsgewalt eine Stellung außer und
über dem Rechtsprinzip des Konſtitutionalismus zu geben
und dadurch die konſtitutionelle Monarchie zu vernichten. Die
Konſtitution iſt, ſo laſen wir kürzlich in einem offentlichen
Blatte, der Jnbegriff der ſtaatlichen Rechte und Gewalten,
ſie ſtellt ſie alle auf den Einen und denſelbigen Rechtsboden,
ſie beſtimmt ihren Umfang und ihr gegenſeitiges Verhaltniß.
Sie kennt nur eine Quelle der Macht und Befugniß, nur einen
Ausgangspunkt der getheilten Staatsgewalten. Das iſt das
Recht. Jn ſeinen lebendigen Jnbegriff ſtellt ſie ebenſo die
Krone und das Königthum als die Kammern, ebenſo die voll-
ziehende Regierungsgewalt als die Freiheiten der Staatsbürger
hinein, ſie kennt nur Glieder des Einen Rechtsorganismus,
und ſie verlangt dieſe Glieder in ihrer Vollſtaändigkeit, in ihrer
Wechſelbeziehung, in ihrer gemeinſamen Abhangigkeit von der
Seele des konſtitutionellen Staates, vom Rechte. Was nicht
in den Umfang dieſes Kreiſes fällt, das liegt auch außerhalb
des Rechts, und das hat ſeinen Urſprung nicht im Rechte, und
kann alſo auch nicht in unwandelbare Bezi hungen zu demjeni-
gen treten, was innerhalb dieſes Kreiſes liegt. Wo das kon-
ſtitutionelle Staatsprinzip nicht in dem geſammten Daſein, der
geſammten Geſchichte eines Volkes wurzelt, ſo daß das ganze
Staatsrecht von ſelbſt darin ſeinen Grund und Boden, ſeine
Seele und ſein Leben findet, und kein Element von dieſem ſei-
nem natürlichen Boden ſich trennen kann: Da muß die Ver-
faſſungsurkunde in nichts ausſchließender Vollſtändigkeit den
neu gewonnenen Rechtsboden umſchreiben. Das iſt der gro
ße Unterſchied zwiſchen England und uns. Wir dürfen in
der Aufſtellung einer Verfaſſungsurkunde nicht an Eng-
land erinnert werden, denn unſere Lage iſt eine ganz verſchie
dene. Herr v. Gerlach verkennt die Verſchiedenheit unſerer und
der engliſchen Zuſtande oder er will ſie abſichtlich nicht kennen,
wenn er ſagt: „dasjenige Land, in dem der Begriff und das
Wort Konſtitutionalismus ſeinen Urſprung hat, England, weiß
nichts von einer Verfaſſung, die in eine Urkunde gefaßt iſt,
welche die Summe des im Lande geltenden Staatsrecht zu ent
halten ſich anmaßt. Bekanntlich hat die engliſche Verfaſſung
diejenige Geſtalt, wie ich ſie als die allein mogliche und nutzliche
beſchrieben habe.“ Kaum ſcheinen dieſe inhaltſchweren Worte
überlegt zu ſein, denn nach dieſer wunderbaren Theorie wurde

unſer Vaterland verurtheilt ſein, auf viele Geſchlechter hinaus
jene ſtaatliche Rechtsordnung zu entbehren, in deren Beſitz Eng
land nach Gewaltſtreichen, Empoörungen, Thronentſagungen, Ty
ranneien, blutigen Kriegen und Revolutionen gelangt iſt. Wir
ſollen wie die Engländer den Rechtsſtaat Stuck fur Stück er
obern, um zuletzt nach heftigen Erſchütterungen und vielleicht
nach Jahrhunderten dahin gekommen zu ſein, eine Verfaſſungs

8. urkunde entbehren zu können. Um dieſen Preis können wir
wahrlich keine Luſt haben, das blutige Drama der Englander,
den Kampf des Rechts gegen den Despotismus der Regierungs
gewalt, noch einmal zu wiederholen. Die Geſchichte anderer
Völker iſt auch fur uns vorhanden, ſie iſt auch unſer Eigen
thum, ihre Lehren ſind auch für uns Ermunterungen oder War-
nungen, und es ware von unſerer Bildung vermeſſen, wenn
wir gegen die Reſultate des Geiſtes der Geſchichte uns abſicht
lich verblenden wollten. England gerade hat uns durch ſeinen
Jahrhunderte langen blutigen und dornenreichen Martyrergang
zum Tempel der ſtaatlichen Rechtsordnung gezeigt, wie dieſer
ſteile Felſenweg abgekürzt werden kann. Die uns daher rathen,
die geſchichtlichen Erfahrungen bei Seite zu werfen, die uns an
treiben, den brittiſchen Entwickelungsgang zu wiederholen, die
da fordern, daß unſere „Verfaſſungsurkunde auf diejenigen Be
ſtimmungen zurückgefuührt werde, die das konkrete Bedurfniß
des Momentes wirtlich erfordern“, die endlich in einem ſolchen
Vorgehen die Wahrheit des Konſtitutionalismus zu erkennen
vorgeben die treiben mit dem Begriffe des Rechtsſtaates ein
loſes, verderbliches Spiel. Es kann nur Baſtard-Konſtitutio-
nalismus geben, wo man die alte Monarchie auf die Konſtitu-
tion pfropfen, wo man bei Vollziehung der achtundvierziger
Märzverheißungen auf die ſiebenvierziger Aprilverheißungen zu
rückgehen will. „Der große Unterſchied iſt der: dort iſt die
Monarchie der Quell des Rechts, hier iſt das Recht die Quelle
der Monarchie dort iſt die Monarchie das Allumfaſſende, aus
dem alle Befugniß, alle Gewalt im Staate fließt, die frei giebt
und willkürlich nimmt, hier iſt die Monarchie eine Macht, die
ſo gut wie die andern Gewalten und Befugniſſe im Staate
vom Rechte umfaßt wird. Der eine Standpunkt laßt ſich mit
dem andern nicht vereinigen, zwiſchen beiden liegt die Revolu
tion, die gewaltige Kluft, über die nur das Recht fuhrt. Wir
wollen das Recht, weiter nichts als die Principien des Rechts
ſtaats. Deshalb wollen wir die allgemeinen Grundſatze rück
ſichtlich der Rechte des Volks und der Pflichten des Fürſten
(Grundſaätze, gegen welche der Ehrgeiz fortwährend ankaämpft und
die er ſeiner Natur nach bisweilen offen und ausdrucklich ver-
leugnet) nicht in der Schwebe, nicht im Ungewiſſen, nicht als
offene Frage erhalten an die Stelle des Schwankenden, des
Unſichern, des Willkürlichen ſoll das Feſte, ſoll ein geſchriebenes
Geſetz treten, d. h. eine von allen Parteien eingeräumte und
anerkannte Wahrheit, welche zu ihrer Stütze ferner nicht mehr
der Beweisführung bedarf. Die Verfaſſung enthalte alle die
zu feſten Axiomen gewordenen Rechte des Volks und der Krone,
und als ſolche ſoll ſie das gemeinſame fur die Eintracht aller
Klaſſen, Berufsarten und Glieder der Nation aufgerichtete Ban
ner und Schild ſein, unter deſſen Schirm alle jene unparteiiſchen
Geſetze ſich erheben, die dem Armen und Schwachen denſelben
Beiſtand wie dem Reichen und Maächtigen gewähren. Recht,
klares feſtes Recht ſei die Saule, die den Thron der Koönige
und die Hütte des Bettlers trägt. Recht und nichts als Recht!

Wittenberg, d. 13. Sept. Am 11. und 12. September
fanden hier die Sitzungen der zweiten Jahresverſammlung zur
Gründung des deutſchen evangeliſchen Kirchenbundes
ſtatt, an welcher faſt 500 Mitglieder aus dem geiſtlichen und
LaienStande theilnahmen. Konnte auch fur die Verwirklichung
der Aufgabe dieſer Verſammlung Herſtellung einer Confoödera



Project ſich angeeignet, nach welchem Oeſterreich und Preußen
je zwei Mitglieder zu einer Reichscommiſſion“ ernennen wür-
den, welche, betraut mit den Befugniſſen des engern Bundes-
rathes, gemäß der Bundesacte, unter Verantwortlichkeit gegen
ihre Vollmachtgeber, die Regierungen der deutſchen Einzelſtag
ten, die interimiſtiſche Leitung der deutſchen Angelegenheiten bis

tion der evangeliſchen Kirchengemeinſchaft Deutſchlands, noch
nichts Weſentliches gethan werden, ſo blieb doch für die wei
tere Aufgabe: die zu confoöderirenden Kirchengemeinſchaften ſchon
jetzt zu gemeinſamerem Wirken durch Verhandlungen über Fra-
gen, welche gleichmäßig das Intereſſe aller evangeliſchen Kirchen
Deutſchlands beruhren, zu vereinen Manches vorzuarbeiten.
Unter die erſten dieſer Fragen gehört die Wie hat die Kirche
die Losſagung des Staats vom Chriſtenthume zu beurtheilen
und wie ſich dazu zu verhalten? Die Geſchichte unſerer Na-
tion und der Umſtand, daß dieſelbe noch jetzt im Großen und
Ganzen chriſtlich ſei, berechtigen zu der Forderung, daß die
chriſtliche Kirche der Hauptconfeſſionen als Nationalinſtitut, als
öffentliche Anſtalt anerkannt bleibe oder wieder anerkannt werde.
Als Beziehungen, in welchen dieſe Anerkennung zur Geltung
kommen müſſe, wurden nun hervorgehoben: 1) Die Volks
ſchule muß eine chriſtliche bleiben. 2) Der Eid behält die üb-
liche chriſtliche Form als Regel; es iſt jedoch dabei Jedem, auch
dem Chriſten, freigeſtellt, ſich einer allgemeinen Eidesform zu
bedienen. 3) Bei der Ehe iſt, wo die Form der Eivilehe noch
nicht beſteht, das Aergerniß zu vermeiden, daß die kirchliche
Trauung der ſchon ohne ſie guültigen Schließung der Ehe erſt
nachfolgen ſoll. Doch ſoll die Einführung einer Civilform der
Eheſchließung für die, welche eine kirchliche Trauung nicht wol
len, nicht ausgeſchloſſen ſein. 4) Die von den Dienern der
Kirche vollzogenen Acte ſollen als offentlich beglaubigt gelten.
5) Die Sonntage und Feſte der chriſtlichen Kirche werden auch
nach der Ordnung des Staats gefeiert. 6) Religioſe Feierlich-
keiten, die das Staatsleben ſelbſt betreffen (Siegesfeiern, Got-
tesdienſt bei Eröffnung der Stände), werden chriſtlich-kirchlich
begangen. Es ward weiter beſchloſſen, eine Anſprache an die
Evangeliſchen Deutſchlands zu erlaſſen, mit der Aufforderung,
die oben geſtellten Anforderungen verwirklichen zu helfen. Außer
dieſem beſprach die Verſammlung noch die Erhaltung der chriſt-
lichen Schulen die Organiſation der Gemeinde und das Zeug-
niß gegen die Bekenntnißloſigkeit, welche die Union zum Vorwan-
de nimmt. Schließlich ward noch beantragt und angenommen,
zu einem allgemeinen Danktage fur die glücklich beſiegte Revo-
lution anzuregen. Die nachſte Verſammlung findet in Stutt-
gart ſtatt. Fur die nächſten Tage ſteht der Congreß fur die

innere Miſſion in Ausſicht. (L. 3.)Naumburg, d. 15. Sept. Geſtern erſchienen vor den
Schranken des hieſigen Aſſiſenhofes der penſionirte Bürger
meiſter Hoppe aus Schkeuditz und der Candidat Graf aus Wetz-
lar. Beide waren angeklagt, den in Weißenfels während des
Conflicts der Nationalverſammlung mit der Krone ſtattgefunde-
nen Tumult befördert zu haben. Das Verdict der Geſchwore-
nen lautete bei Beiden: Schuldig, das Erkenntniß der Richter
aber bei Erſterm auf ein Jahr Feſtung und bei Letzterm auf
zwei Jahre Feſtung nebſt Verluſt der Nationalcocarde. Außer-
dem wurde ein junger Schauſpieler für ſchuldig erklart, auf
den König geſchimpft zu haben. Die Richter verurtheilten ihn
zu vier Wochen Gefangniß. Mit dieſen Verhandlungen iſt die
erſte Sitzungsperiode des hieſigen Aſſiſenhofes beendigt. Derſelbe
wird aber bereits in den erſten Tagen des November d. J. wie-
der zuſammentreten.
Frankfurt a. M., d. 15. Sept. Die bairiſche und

die württembergiſche Regierung haben, um die Schwierigkeiten
zu beſeitigen, welche ſich gegen die Bildung einer neuen interi-

miſtiſchen Eentralbehörde für die deutſchen Angelegenheiten jüngſt
wieder erhoben hatten, und um zu zeigen, wie wenig es ihnen
um die Befriedigung particulariſtiſcher Geluſte zu thun ſei, auf
eine Betheiligung an dieſer Behörde nach den bisherigen Pro
jecten verzichtet. Jn Folge davon hat die öſterreichiſche Regie
rung das von dem Reichsverweſer für dieſen Fall vorgeſchlagene

zur Vereinbarung eines Definitivums übernähme. Jm Falle
der Stimmengleichheit in einzelnen Fällen würde ein Schiedsge
richt entſcheiden welches drei Mitglieder, namlich Baiern und
Sachſen und im Turnus Hannover und Württemberg bilden
ſollen. Die Entſcheidung dieſer Angelegenheit dürfte zuverlaſſi
gen Nachrichten zufolge ſchon binnen acht Tagen zu erwarten
ſein. Preußen durfte vielleicht nur noch gegen die Beſtimmung
in Betreff der Zuſammenſetzung des Schiedsgerichts einige Ein
wendungen machen, die indeſſen nur von ſecundairem Gewichte
ſein konnten und leicht zu beſeitigen ſein wurden. (D. A. Z.)

Frankfurt a. M., d. 14. Sept. Wie wir aus zuver
läſſiger Quelle erfahren, hat der bairiſche Bevollmächtigte, auf
eine desfallſige Anfrage des Reichsjuſtizminiſteriums, die Mit
theilung gemacht, daß die bairiſche Regierung unterm 31. Aug.
d. J. die Siſtirung des Spiels zu Kiſſingen angeordnet habe.

Dem Frankfurter Journal wird aus München folgende
Erklärung der bairiſchen Regierung auf eine Anfrage der
preußiſchen Geſandtſchaft, betreffend den Beitritt zum Dreiko-
nigsbundniß, mitgetheilt

Die königl. preußiſche Geſandtſchaft hat unterm 27. v. M. dem
Unterzeichneten im Auftrag ihrer hohen Regierung den dringenden
Wunſch ausgeſprochen, von Seiten der königl. bairiſchen Regierung
auf die an dieſelbe ergangene Einladung zum Beitritt zu dem Bünd
niſſe vom 26. Mai d. J. und zur Annahme des jenem Bündniſſe bei
gefügten Entwurfs einer deutſchen Reichsverfaſſung in Folge der in
zwiſchen über dieſen Gegenſtand ſtattgehabten Verhandlungen, baldigſt
mit einer ſchriftlichen Erklärung verſehen zu werden. Schon beim
Schluſſe der in Berlin ſtattgehabten Conferenzen, aus welchen das
Bündniß vom 26. Mai d. J. hervorgegangen iſt, hat der königl. bairi
ſche Geſandte die Zuſtimmung abgelehnt. Ebenſo hat der Unterzeich-
nete in der Note, welche er am 2. Jul. d. J. unter Bezugnahme auf
ſeine eignen in Berlin gepflogenen Verhandlungen an Se. Exc. den
königl. preußiſchen Miniſterpräſidenten Herrn Grafen v. Brandenburg
gerichtet hat, ausgeſprochen, daß er nicht im Falle ſei, den Beitritt
ſeiner hohen Regierung zu erklären. Seit jener Zeit hat die königl.
bairiſche Regierung erwarten zu müſſen geglaubt, ob ſich eine Ausſicht
zur Beſeitigung derjenigen Differenzpunkte eröffnen werde, welche durch
die erwähnten Verhandlungen nicht gehoben waren. Dieſe Ausſicht
ſcheint nun allerdings durch die Art und Weiſe, in welcher die Verab
redung vom 26. Mai d. J. von der königl. preußiſchen Regierung den
beiden Kammern des preußeſchen Reichstags vorgelegt worden ſind, ab
geſchnitten worden zu ſein. Demgemäß iſt der Unterzeichnete von ſei-
ner hohen Regierng ermächtigt worden, zu erklären daß ſie ſich außer
Stande ſieht, dem Bündniſſe vom 26. Mai d. J. beizutreten und den
jenem Bündniſſe beigefügten Entwurf der deutſchen Reichsverfaſſung
unverändert anzunehmen. Der Unterzeichnete ergreift mit Vergnügen
auch dieſe Gelegenheit, die Verſicherung ſeiner ausgezeichnetſten Hoch-
achtung zu erneuern. München am S. Septbr. 1849. (Gez.) v. d.
Pfordten.

Freiburg, d. 13. Sept. Geſtern ſind hier die Vorun-
terſuchungen gegen preußiſche Freiſchärler geſchloſſen worden.
Todesurtheile wurden in der letzten Zeit nicht mehr von dem
Kriegsgerichte gefällt. Die letzten hier zum Tode verurtheilten
waren H. Dorl aus Köln und Schrodt aus Kevelager. Der
Spruch gegen ſie erfolgte am 23. Auguſt, wurde aber nicht
vollzogen, da ein würdiger Ehrenmann ſich für dieſelben beim
General Hirſchfeld verwandte. General v. Hirſchfeld, ein durch
aus humaner Mann, ging, wie zu erwarten ſtand, auf die
Vorſtellungen ein und ſandte die Prozeſſe Beider, wie auch
die Urtheile, nach Berlin zur Beſtätigung. Von Berlin iſt noch
kein Entſcheid erfolgt. Prof. Kinkel ſitzt in Sonderhaft, iſt
aber, wie ich aus zuverläſſiger Quelle weiß, guter Dinge, da
die Todesgefahr auch an ihm vorüber gegangen iſt. (K. 3.)
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Stuttgart, d. 11. Sept. Die „Württembergiſche Zei
tung berichtigt ihre Nachricht von Erkrankung des Staats
raths Römer an einem Anfalle der Cholera; Herr Römer hat
keinen ſolchen Anfall gehabt.

Leipzig, d. 17. Sept. Der Rath unſerer Stadt ver-
öffentlicht unterm 15. Sept. folgende Bekanntmachung Unter
Bezugnahme auf unſere Bekanntmachung vom 9. d. M. brin
gen wir hiermit zur öffentlichen Kenntniß, daß im Verlauf der
letztverfloſſenen Woche die Zahl der Cholerafälle auf hieſi-
gem Platze ſich von Tag zu Tag vermindert hat, ſodaß vom
8. bis 14. d. M. uberhaupt nur 28 Cholerakranke hier verſtor-
ben ſind. Um etwaigen Mißverſtandniſſen zu begegnen, machen
wir bei dieſer Bekanntmachung darauf aufmerkſam, daß dieſelbe
die Zahl der vom 8. 14. Sept. an der Cholera Verſtorbenen
mit 28 zur öffentlichen Kenntniß bringt, während die Zahl der
vom 8. 14. Sept. an der Cholera Verſtorbenen und Beerdig-
ten laut Begräbnißliſte 48 war. Dies erlautert ſich dadurch,
daß unter dieſen 48 Beerdigten noch 20 von den am 5. --7.
Sept. an Cholera Verſtorbenen ſich befunden haben. Am 15.
Sept. ſind hier an der Cholera nur drei Todesfalle, am 16.
Sept. nur einer angemeldet worden. Am 17. Sept. war bis
Mittag 12 Uhr noch kein Todesfall zur Kenntniß der Behorde

gekommen. (D. A. 3.)Oldenburg, d. 14. Septbr. Unſer Regierungsbevoll
maächtigter, der Miniſter Oberſt Mosle, iſt heute zum Ab-
ſchluß des Beitritts zu dem berliner Bundniß von hier nach
Berlin abgereiſt.

Wien, d. 14. Septbr. Der Kaiſer iſt von einer klei
nen Unpaßlichkeit wieder völlig hergeſtellt und ſoll, obſchon das
Gegentheil verſichert wird, morgen die Reiſe nach Eilli und
Trieſt antreten.

Die Oſtdeutſche Poſt ſagt: Wir glauben wohl unterrichtet
zu ſein, wenn wir unſern Leſern melden, daß die Frage der
Centralgewalt binnen wenigen Tagen ihren Abſchluß er
halten wird. Die Grundlage der neuen Eentralgewalt wird
der frankfurter Beſchluß vom 28. Jun. v. J. bilden ſtatt der
einheitlichen Leitung ſollen jedoch Oeſterreich und Preußen ge-
meinſam die Executive bilden und zwar in Form eines Comité
von mehreren Perſonen, wobei Oeſterreich den Vorſitz fuüüh-
ren wird. Die andern deutſchen Regierungen werden wie bis-
her durch Bevollmachtigte bei dieſem Comité oder Directorium
ſich vertreten laſſen. Erzherzog Johann, der mit wahrer pa-
triotiſcher Hingebung ſeine ſchwierige und undankbare Miſſion
vollfuührte, ſoll geſonnen ſein, von dem Augenblicke, wo die
neue Centralgewalt definitiv geordnet iſt, ſein hohes Amt nie-
derzulegen. Die neue Centralgewalt ſoll vor der Hand auf
die Dauer eines halben Jahres eingeſetzt werden bis zum Ab-
lauf deſſelben hofft man über die definitive Verfaſſung Deutſch
lands einig zu ſein. Wir hoöören, daß Oeſterreich mit der Vor-
lage eines deutſchen Verfaſſungsentwurfs in der allerkürzeſten
Zeit hervortreten wird.

Die Agramer Zeitung vom 11. September bringt einen
Generalbefehl des F. Z. M. Coronini, worin geſagt iſt, daß
der Ban, ſorgſam bedacht für das Wohl dieſes ihm ſo theuren
Landes bei nun zu Ende gefuhrtem Kriegszuſtande in Ungarn,
nicht länger die ſo bereitwillig in den verhängnißvollen Zeiten
der Noth und Gefahr zur Vertheidigung des Vaterlandes aufs-
gebotenen Kräfte den Familien und dem Landbaue entziehen
wolle. Derſelbe ſaäume daher nicht zu verfügen, daß alle croag-
tiſchſlawoniſche Landes Bataillons: als die funf croatiſchen,
die beiden poczeganer, das karolyſche ſereczaner Bataillon, ſo
wie die topoloyer Sereczanerabtheilung unverweilt aufgelsſt
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und ſämmtlich ihren frühern Verhältniſſen zugeführt werden
mögen.

Jtalien.
Ein Brief aus Rom vom 5. Septbr. im „Journal des

Débats welcher es als höchſt wahrſcheinlich darſtellt, daß es
in den nächſten Tagen zu einem vollſtändigen Bruche zwiſchen
der franzoöſiſchen Behoörde und der papſtlichen Commiſſion kom
men werde, hat, namentlich in Paris, großes Aufſehen erregt.
Obgleich wir keinen Grund haben, an dem Fortbeſtehen des
mehrerwähnten geſpannten Verhältniſſes zu zweifeln, ſo ent-
hält jene Correſpondenz doch keine Facta, welche uns zu der
Annahme berechtigten, als ſei in den letzten Tagen eine Aen
derung zum Schlimmeren eingetreten. Wenn ſich der Zwieſpalt
zwiſchen der franzöſiſchen Militairbehörde und den Cardinälen
noch geſteigert hat, ſo werden die letztern Rom nicht verlaſſen
haben das Gerücht läßt das Ereigniß auch bereits eingetreten
ſein doch wiſſen wir nichts Sicheres daruber. Derſelbe Brief
des „„Journal des Débats“ friſcht ferner von Neuem ſeine
Angaben von der muthmaßlichen Abſicht Pius IX. auf, ſich
nach Loretto und von da nach Bologna zu begeben. Auch von
der beabſichtigten Theilnahme des Papſtes an einem Furſten
Congreſſe, bei welchem neben ihm natürlich Oeſterreich die Haupt
rolle ſpielen würde, iſt die Rede. Aus den ſich widerſprechen
den Nachrichten, welche Pius IX. bald einem Eingehen auf die
Vorſchläge Frankreichs ſo abgeneigt wie moglich erſcheinen laſ
ſen, bald ihn als zu den verſoöhnlichſten Schritten bereit ſchil
dern, iſt es unmoglich, ein ſicheres Ergebniß zu ziehen die mei-
ſten Berichterſtatter ſcheinen auch ihre Vermuthungen weniger
aus einzelnen Facten, als aus der Lage der Dinge im Allge-
meinen, wie ſie ſich ihnen darſtellt, zu entnehmen. Wenn wir
die verſchiedenen Mittheilungen gegen einander abwägen, ſo nei-
gen wir uns allerdings noch zu der Anſicht, an die nachgiebige
Stimmung des Papſtes zu glauben. Roſtolan ſoll ebenfalls der
Meinung geweſen ſein, Pius werde den Wunſchen der franzoſi
ſchen Regierung entgegenkommen und ſoll ſich eben deshalb der
Veröffentlichung des Briefes des Praſidenten widerſetzt haben,
weil er befürchtete, dadurch, daß ſein Entgegenkommen als er
zwungen erſcheinen könnte, eine gefährliche Oppoſition im Car
dinals-Collegium hervorzurufen. Der öſterreichiſche Geſandte
ſoll es hauptſächlich geweſen ſein, welcher dem Papſte den Rath
ertheilte, den Brief als bloße Privat- Mittheilung zu betrachten.

(K. 8)
Schweiz.

Bern, d. 13. September. Nachdem die franzöſiſche
Regierung ſich endlich bereit erklärt hat, den Führern des
badiſchen Aufſtandes c. freien Durchpaß durch Frankreich zu
geſtatten, hat der Bundesrath an die betreffenden Cantone ein
Circular erlaſſen, zufolge dem die Fluchtlingschefs c. binnen
drei Tagen den Schweizerboden zu verlaſſen haben. Auch ſol-
len die in Genf ſich aufhaltenden franzöſiſchen Flüchtlinge in
das Jnnere der Schweiz gewieſen werden. (D. 3.)

Die Berner Zeitung bemerkt zu dem oben erwahnten Be
ſchluſſe des Bundesraths in Betreff der Fluchtlinge: Der
Beſchluß iſt und bleibt eine Verletzung des Aſyls im Princip.
Die Ehre und Wurde der Schweiz ſind in hohem Grade durch
denſelben compromittirt.

Joniſche Jnſeln.
Der Aufſtand auf Kephaloniga hat ſeit den letzten

Mittheilungen weiter um ſich gegriffen. Am 2. Sept. brachte
ein von dort in Korfu eingetroffenes Dampfboot die Nachricht,
daß die anfaänglich von dem Lord Oberkommiſſar getroffenen
Maßnahmen die Aufſtandiſchen nicht im geringſten eingeſchüchtert
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und die Zahl der dahin entſendeten Truppen zu gering
war, um einen wirkſamen Angriff gegen dieſelben unternehmen
zu können. Der LordOberkommiſſar begab ſich daher in eigner
Perſon mit Truppenverſtärkung nach Kephalonia, wohin ſich
auf ſeinen Befehl auch die auf der Jnſel Zante verfügbaren
Truppen begeben ſollten. Das am 5. Sept. von Malta in
Korfu eingetroffene engliſche Poſtpacketboot fand, als es Kepha-
lonia berührte, die Ruhe noch keineswegs hergeſtellt. Der Lord-
Oberkommiſſar wäre bald ums Leben gekommen, indem ein
Soldat, der hart neben ihm ſtand, von einer Kugel todtlich
getroffen wurde. Das Standrecht iſt in voller Wirkſamkeit.
Vier Jnſurgenten wurden am 4. Sept. durch den Strang und
drei durch Pulver und Blei hingerichtet, und am folgenden Tage
ſollten andere fünf Todesurtel vollſtreckt werden. Ein Theil
der vor Malta ſtationirten engliſchen Flotte iſt auf dem Wege
nach Kephalonia, und mehrere Schiffe derſelben ſind ſchon in
der Nähe dieſer Jnſel. Man zweifelte daher nicht, daß es
binnen wenigen Tagen gelingen werde, die Ruhe und Ordnung
daſelbſt wieder herzuſtellen.

haben

Fonds und Geld-Cours.
Berlin den 17. September.
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Leipzig, den 17. September.

Staatspapiere. Ange
boten.

Geſucht.! Staatspapiere.
Actien excl. Zinſ.

Ange
boten.

Königlich ſächfiſche
Staats Papiere à
3 im 14 F.von 1000 u. 500

kleinere
a 4 do. do. v. 500
do. do. v. 500 u.
200 à 5
do. do. kleinere

Königl. ſächſ. Land
rentenbriefe à 3/,

im 14 F.v. 1000 u. 500
kleinere

Act. d. eh. ſächſ.bair.
E-C. bis Mich. 1855
à 4 ſpäter à 3

v. 100
Königl. pr. Steuer

CreditKaſſenſch. à
à 3 im 20 fl. F.
v. 1000 u. 500

kleinere
Leipz. Stadt Obli-
gationen à 3 im
14 F.
v. 1000 u. 500
kleinere

Sächſ. erbl. Pfand
briefe à 31/,
von 500
von 100 u. 25
à 4 von 500
von 100 u. 25

Sächſ. lauſ. Pfand-
briefe à 3

Sächſ. do. do. à 31
do. do. à 4

l

89

85
95
99

Lpz.-ODrrsd.-Eiſenb.
P.Obl. à 3

Chemn.R.Eiſenb.
Anl. à 10 4

K. pr. St. Schuld-
ſcheine à 31/, in
pr. Ct. pr. 100

K. k. öſterreich. Met.
pr. 150 fl. Conv.
a s lauf. Zinſenà 405 103 im
a 14

Pr. Frsd'or à 5
idem auf 100

And. ausl. Louisd'or
à 5 nach geringe
rem Ausmünzfuße

auf 100
Conv.-Spec. u. Gld.

auf 100
idem 10 u. 20 Kr.

auf 100

Actien der W. B. pr.
St. à 103

Leipz. Bank Actien
à 250 pr. 100

Lpz. Dresd. Eiſen-
bahn Act. ä 100

pr. 100
Sächſ. Schleſ. do.

pr. 100
Löbau-Zitt. do.

pr. 100
Mgdeb.Leipz. Div.
Sch. do. pr. 100

Chemn. Rieſ. E.A.

Getreidepreiſe.
(Nach Berliner Scheffel und preuß. Gelde.)

à 100 z. 8. zinslos

T Zf. Brief. Geld. Zf. Brief. Geld.Pr. Freiw. Anl. 5 1065/, 106 Pomm. Pfnudbr. 3 96 96
St. Schuldſch. [3 89 88 K. u. Nm. do. 3 96
Seeh. Pr. Sch. 1012 FSchlefiſche do. 31 aKur u. Neum. do. Lit. B. ga-ZSchuldverſchr. 3 841/ rant. do. z JBrl. StadtObl. 104 u Pr. Bk.A.-Sch. 99 981/,
do. o. 31 2goſtpr. Pfandbr. 90 Friedrichsd'or 13 13

Großh. Poſ. do. 4 991 And. Goldm. àdo. 31 892 89 5 --122 12Oſtpr. Pfandbr. 3/2] 941 [Disconto
Eiſenbahn -Actien.

r f. 3f.ctien. Berl. Hambg. 4/,/97, G.
r 4 90/, G. o. II. Serie 41/, 9217, G.
do. Hamb. 4 73 à bz. u. G. do. Potsd. M. 4 G.
do St.Star. 4 100/, bz. u G. do. do. 5 106 G.
do. Potsd.M. 4 61 G. do. do. Litt. D. 5 95 bz. u. S.
Magd.Hlbſt. o. Stettiner 5 104i, G.do. Leipziger 4 Mgd. Leipz 2Halle Thür. 4 65! à 66 bz. Halle Thür. 4/,96/, bz. u. G.
Cöln Mind.31/,/94 bz u. G. Cöln Mind. 41 100 bz. u. G.
do. Aachen 4 50!/, B. do. do. 102 bz.Bonn Cöln 5 h. v. St. gar 31Düſſeld.Elf. 4 67 G. 1.Priorität] 4Steel. Vohw. 4 36 B. do. St. Pr. 4 881 B.

Rſchl. Mark. 31/,84 S. Duüſſeld.-Eit.
do. Zweigbhn. 4 Nſchl.Märk.! 4 (93 G.
Obſchl. L. A. 31/,1052/, bz. do 5 102do. Lit. B. 32 103 G. do. III. Serie 5 100/, b.
Coſel-Oderb. 4 d do. Zwgbhn. 4! 76
Bresl. Freib. 4 S do. 5 86 G.Krak.-Obſchl.) 4 588/, B. 58 G. berſchl. 4
Berg. Mark. 4 522/, à 50 bz. u. G. Krak. Obſchl.) 4 78/, G.
Starg. Poſ. 31/,84 à bz. u. G. Coſel-Oderb
BriegNeiſſe 4 u teel.VohwMgd.Wittb. 4 64 à 65 bz. u. B. Zrell, See

Quitt. V. Verg. Mark. 5 991, G.Aach.-Maſtr. 4 n änrif Se G
Ausl. b. Aerien.Fr.W.Ndb. 4 50/, à bz. eudw.Bexb.
do. Priorit. 5 99 V. e 5 7Prioritä el-Alt. Sp.v neBerl.-Anhalt! 4 193/, G. Mlb. Thlr. 4 36 G.

Magdeburg den 17. September. (Nach Wispeln.)

Weizen 43 447 Gerſte 22 2 alRoggen 26 Hafer 14 161Berlin, den 17. September.
Weizen nach Qualität 47—53
Roggen loco und ſchwimmend 241 26

pr. September October 242, verk.
Odctober November 25 u. 248,, verk.
November December 25 Br.
pr. Frühjahr 27 Br. 26 verk.

Gerſte, große loco 23 25
kleine 16--18

Hafer loco nach Qualität 14—15
pr. September October 48pfd. 14
50pfd. 15 Br.
pr. Frühjahr 48pfd. 16 Br. 50pfd. 16 Br.

Rüböl loco 142,, Br., 147/ à G.
pr. September 148/, Br. 147 G.
September October 148, Br. 14/,, 147 u. bz.
October November 14 Br. 13*,,, 14 u. 14 bz.
November December 141 Br. 14 G.
December Januar do.
Januar Februar 14 Br. 14 G.
Februar März 14 Br., 135/, G.
März April 138/, Br. 132/, G.
April Mai 138/, Sr. 137/ 138/, u. 132/, bz.

Leinöl loco 12 Br. u G.
pr. Lieferung pr. Sept. Oct. 12 Br., 112, bz. u. G.

Mohnöl 151 à 15
Hanföl 13/,
Palmöl 12
SüdſeeThran 12 f.

al

S



z.

Spiritus loco ohne Faß 147/, verk. u. Br.mitgFaß 14/, verk.
pr. September October 14 verk. u. Br., 14 G.
October November December 14
pr. Frühjahr 15 verk. u. Br., 15 G.

Wegen des Feiertages kam kein Geſchäft zu Stande. Die Preiſe wie
am Sonnabend.

Waſſerſtand der Saale bei Halle
am 17. Septbr. Abends 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß Zoll.
am 18. Septbr. Morgens 6 Uhr am Unterpegel 5 Fuß 1 Zoll.

Waſſerſtand der Elbe bei Magdeburg
am 17. Septbr. 54 Zoll unter 0.

m

Fremdenliſte.
Angekommene Fremde vom 17. bis 18. September.

Jm Kronprinzen Se. Durchl. der Fürſt zu Hohenlohe-Oehringen m.
Fam. Die Hrrnu. DDr. med. Haußmann u. Jäger u. Hr. Med.
Rath Jäger a. Stuttgart. Die Hrra. Kaufl. Thorkramer a. Rheydt,
Philipp a. Peſth, Berger a. Bremen. Hr. Major Scherbening a.
Altenburg.

Stadt Zürich Die Hrrnu. Kaufl. Poſen a. Berlin, Berring a. Ham-
burg, Mackenſen a. Hannover. Hr. Partik. Theune a. Dresden. Hr.
Ger.- Aſſeſſor Harring a. Breslau.

Goldnen Ring: Hr. Rechtsanwalt Seeligmüller a. Cönnern. Hr.
Pred. Biedermann a. Schonendorf. Hr. Lehrer Gärtner a. Potsdam.
Hr. Kaufm. Rohrborn a. Schweinfurt.

Engliſcher Hof: Hr. Literat Sachs a. München. Hr. Mufikdirektor
Apel a. Darmſtadt. Hr. Rechnungsführer Jrmer a. Ringenwalde.
Hr. Lehrer Schaller a. Potsdam. Hr. Oberförſter Kühnaſt a. Söſtin.
Die Hrru. Kaufl. Lohmann a. Rotterdam, Rethe a. Berlin, Thür-
mer a. Stralſund.

Goldnen Löwen Hr. Dr. Ewald a. Breslau. Hr. Oekon. Rodelein
a. Salze. Die Hrrnu. Kaufl. Hahn a. Mainz, Wiegand a. Magde-
burg.

Stadt Hamburg: Die Hrrn. Kaufl. Hornung a. Frankenhauſen,
Steinhardt a. Magdeburg, Kaiſer a. Köln, Sander a. Nordhauſen.
Hr. Gutsbeſ. Fabricius a. Königsberg. Hr. Maſchiniſt Hafnow a.
Bremen.

Schwarzen Bär: Die Hrrnu. Schichtmſtr. Müller a. Großpöhla, Haus
dörfer a. Lauenſtein. Hr. Rechts-Cand. Starke a. Leipzig.

Goldne Kugel Hr. Partik. Weiſe a. Berlin. Die Hrru. Fabrik. Ge
ſing u. Volkmann a. Hersfeld. Hr. Kammerſänger Kurz a. Gotha.
Hr. Architekt Amberg a. Wiehe. Die Hrrn. Kaufl. Großmann a.
Stuttgart, Kleinert a. Magdeburg Selighaus a. Berlin.

Zur Eiſenbahn z Die Hrrnu. Kaufl. Wernthal a. Magdeburg Hertel
a. Stettin, Becker a. Liebenwerda, Fränkel a. Prenzlau. Hr. Fabrik.
Offenhauer a. Finſterwalde.
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Bekanntmachung.
Jch finde mich veranlaßt, auf folgende Beſtimmungen der

Verordnung vom 9. Februar d. J., betreffend die Errichtung
von Gewerberathen und verſchiedene Abänderungen der allge-
meinen GewerdeOrdnung, beſonders aufmerkſam zu machen

9. 23. Den nachſtehend benannten Handwerkern iſt fort
an der Beginn des ſelbſtſtandigen Gewerbebetriebs nur dann ge-
ſtattet, wenn ſie entweder in eine Jnnung nach vorgaängigem
Nachweiſe der Befahigung zum Betriebe ihres Gewerbes auf-
genommen ſind, oder dieſe Befähigung vor einer Prufungs-
commiſſion ihres Handwerks beſonders nachgewieſen haben.
Dieſe Handwerker ſind:

Müller, Backer, Pfefferkuchler und Conditoren, Gerber
aller Art, Lederbereiter, Korduaner, Pergamenter, Schuh und
Pantoffelmacher, Handſchuhmacher und Beutler, Küurſchner,
Sattler, mit Einſchluß der Riemer und Taſchner, Tapezierer,

Buchbinder, Seiler und Reifſſchlaäger, Bürſtenbinder, Perrucken-
macher, Hutmacher, Tuchmacher und Tuchbereiter, Weber und
Wirker jeder Art, Poſamentierer und Knopfmacher, Schneider,
Tiſchler und Stuhlmacher, Rade- und Stellmacher, Groß und
Kleinböttcher, Drechsler aller Art, Kammmacher, Korbflechter,
Toöpfer, Glaſer, Grob und Kleinſchmiede jeder Art, Meſſer
ſchmiede, Nagelſchmiede, Kupferſchmiede, Büchſenmacher Spo
rer, Schloſſer, Feilenhauer, Nadler und Siebmacher, Klempner,
Schwertfeger, Gürtler, Gelb- und Rothgießer, Glockengießer,
Zinngießer, Gold- und Silberarbeiter, Gold und Silberſchlaä
ger, Uhrmacher, Vergolder, Maler und Lackirer, Faärber, Sei
fenſieder.

30. Die Beſtimmungen des 23 finden auf den Be
trieb von Fabrikanſtalten, ſo wie auf die Anfertigung von Fa-
brikaten, deren Erzeugung zu den Nebenbeſchaftigungen der
Landleute der Gegend gehort, oder durch Tagloöhnerarbeit be-
wirkt wird, keine Anwendung. Die durch ortliche Verhältniſſe
bedingten nähern Feſtſetzungen hierüber bleiben der Regierung,
nach Anhoörung des Gewerberathes und der Communalbehoörde,
vorbehalten.

31. Den Fabrikinhabern iſt die Beſchaäftigung von
Handwerksgeſellen nur ſoweit ſie derſelben zur unmittelbaren
Erzeugung und Fertigmachung ihrer Fabrikate, ſowie zur An
fertigung und Jnſtandhaltung ihrer Werkzeuge und Gerathe
bedürfen, geſtattet.

9. 32. Fabrikinhaber, welche ein den Beſtimmungen der
9. 23. und 26. dieſer Verordnung unterliegendes Gewerbe be-
treiben, ohne die Befähigung zum handwerksmaßigen Betriebe
deſſelben nachgewieſen zu haben (9. 30), dürfen außerhalb ihrer
Fabrikſtatten keine Geſellen oder Gehülfen beſchäftigen.

d. 47. Handwerksmeiſter 23., 24., 26.) durfen ſich
zu den techniſchen Arbeiten ihres Gewerbes nur der Geſellen,
Gehülfen und Lehrlinge ihres Handwerks bedienen ſoweit nicht
von dem Gewerberathe eine Ausnahme geſtattet wird. Die
Beſchaftigung weiblicher Perſonen unterliegt keiner Beſchran-
kung.S 48. Geſellen und Gehülfen durfen, ſoweit nicht nach den

9. 31. 76. Ausnahmen ſtattfinden, in ihrem Gewerbe nur bei
Meiſtern ihres Handwerks in Arbeit treten.

74. Wer den Verbotsbeſtimmungen der 95. 23. 25. 31. 32.
33. 47. 69. zuwiderhandelt, oder zu ihrer Umgehung durch Lei-
hung ſeines Namens mitwirkt, iſt mit Geldbuße bis zu 200
Thlr. oder mit Gefangniß bis zu 3 Monaten zu beſtrafen.
Jm Wiederholungsfalle kann außerdem auf Verluſt der Befug-
niß zum ſelbſtſtandigen Betriebe des Gewerbes erkannt werden.

Dieſelbe Strafbeſtimmung gilt für die Uebertretung der
nach 26. von der Regierung oder von dem Miniſterium für
Handel, Gewerbe und offentliche Arbeiten oder nach 29.
34. durch Ortsſtatuten getroffenen Feſtſetzungen.

Außerdem mache ich auch noch darauf aufmerkſam, daß die
im J. 131. der allgemeinen Gewerbe Ordnung vom 17. Januar
1845. benannten Handwerker nach Publikation dieſer Verord-
nung die Befugniß, Lehrlinge zu halten, ſofern ihnen ſolche
nicht ſchon bei Verkundigung des fraglichen Geſetzes zuſtand,
nur dadurch erlangen, daß ſie entweder in eine altere
oder neuere Jnnung nach vorgaängigern Nachweiſe der Befahi-
gung zum Betriebe ihres Gewerbes aufgenommen worden
oder dieſe Befahigung beſonders nachweiſen und daß ferner
nach 9. 148. I. e. vor der Aufnahme eines Lehrlings in die Lehre,
feſtzuſtellen, ob der Lehrherr befugt iſt, Lehrlinge zu halten.

Halle, den 14. Septbr. 1849.
Der Landrath des Saalkreiſes.

v. Baſſewitz.



Bekanntmachung.
Die Mitglieder der Königl. Preuß.

allgem. Wittwen Verpflegungs Anſtalt zu
Berlün werden hierdurch erinnert, ihre
zum 1. October 1849 fälligen Beiträge
bis ſpäteſtens zum 23. Sept. d. J.
an den Commiſſarius dieſer Anſtalt, Ober
Bergreviſor Dr. Thiele zu Halle
(Promenade Nr. 1486 am Schauſpielhauſe)
abzuliefern. Die Zahlungen dürfen
aber nicht in ausländiſchem Pa-
piergelde geleiſtet werden.

Die zur Beziehung von Wittwen Pen-
ſionen berechtigten Damen können ihre am
1. October d. J. fälligen Penſionen für
das halbe Jahr vom 1. October 1849 bis
31. März 1850 gegen vorſchriftsmaßige
Quittung bei demſelben Commiſſarius,
vom 1. bis 4. October d. J. von fruh 8
Uhr bis Abends 6 Uhr in Empfang nehmen.

Verkauf. Jch bin geſonnen, mein
in Loch witz bei Gerbſtädt gelegenes Muh-
lengut, mit einem Mahlgange, 15 Fuß
Gefalle mit hinreichender Waſſerkraft, was
im Winter und bei trocknen Sommern
nicht verlaäßt, auch der Waſſergefahr nicht
ausgeſetzt iſt, nebſt hinreichenden Oekono
miegebäuden ingleichen 8 Morgen 28
[DRuthen Gärten, 5 Morgen 59 [Ru-
then Anpflanzungen und 152 Morgen 151
(DRuthen vermeſſenes Ackerland, wovon
einige 30 Morgen neben der Muühle als
ſeparirtes Land liegen, und das Ganze ſich
zu gutem Rapps und Weizenboden eig-
net, Stunden von Gerbſtedt und
1 Stunde von der Saale liegt, ganz oder
theilweiſe, mit der vollen Ernte, mit und
auch ohne Jnventarium, wie es jedem
Kaäufer beliebt, aus freier Hand zu ver-
kaufen. Die Kaufgelder können bis über
die Hälfte daran ſtehen bleiben und wol-
len Kaufliebhaber dieſerhalb mit mir ſelbſt
in Unterhandlung treten.

Lochwitz, im Sept. 1849.
Albert Steckelberg.

Ein Sohn achtbarer Eltern wird als
Lehrling geſucht in der Tuchhandlung von

Ludwig Rudow in Merſeburg.

Am verg. Sonntag den 9. e., hat ſich
auf dem Markte zu Hor burg bei Schkeu-
ditz ein gelbbrauner u. weißgefleckter Hund
(engl. Boxer), auf den Namen Rappo
hörend, verlaufen wer denſelben auf dem
Rittergute Gleſien abgiebt, erhält nebſt
Erſtattung der Futterkoſten eine angemeſ-
ſene Belohnung.

Für Cigarren-Fabrikanten
empfiehlt gute PfälzerTabacke in Ballen, wie auch ausgewogen, gegen baare
Zahlung zu ſehr billigen Preiſen

hrenberg in Halte, kleine Ulrichsſtraße Nr. 1017.

D.

R Heilsame Erfſindung. rDas neuerdings bedeutend verbeſſerte
0

Hümmert's
Pollution-Verhütungs-In-

0strument,
beſitzt die heilſame Eigenſchaft, daß es ohne
im Geringſten Unannehmlichkeiten oder nach
theilige Folgen fur die Geſundheit herbeizufüh-ren, durchaus niemals eine Spur von Pollution zulaßt, ſobald es nur eines

kurze Zeit gebraucht worden iſt. Die Wahrheit dieſer Ausſage iſt durch vielſei0
tige Erfahrungen beſtatigt und die Jnſtrumente durch berühmte Profeſſoren und
erfahrene Aerzte Deutſchlands geprüft und fur heilſam anerkannt worden, ſo daß

grpir uns aller weitern Empfehlungen enthalten. Die geehrten Abnehmer erhalten
bei portofreier Einſendung des Betrags, Jnſtrument nebſt Gebrauchs Anweiſung

zu nachſtehenden Preiſen, als: 01 Jnſtrument von feinem Metall 221 R
geprägten Meſſing 3

0

Neuſilber 4
0
0
O

W

Da

1

bei Phil. Schleſinger Comp. in Bleicherode bei Nordhauſen.
e Gleichzeitig ſtellen wir bei richtiger Anwendung eine Garantie über den Nutzen

dieſes Jnſtruments von 20 Friedrichsd'or.

nene es Stadt- Theater in Halle.

v

Jch warne hiermit Jedermann bei 5
Strafe, nicht uber meine Wieſe, in

der Paſſendorfer Aue, dicht am Graben,
welche an die Magiſtrats-Wieſe gränzt, zu
fahren. 1 gebe ich demjenigen, der
mir hiervon Anzeige macht; den Ueber-
ſchuß erhalt die Armenkaſſe.

C. F. Mente sen.

Mittwoch den 19. September
komme ich mit 12 Stück gut ge-
rittenen Pferden in Merſe-
burg an. A. Jüdel,Pferdehandler.

Verkauf.
40 Stück Hammel ſtehen zu verkaufen

bei Auguſt Boltze in Fienſtedt.

Ein ſchwarzbunter Zfjahriger Zucht-
bulle ſteht zu verkaufen bei Werner in
Naundorf b. Petersb.

Friſche Rebhuühner kauft in jeder Quan-
tität und zahlt den höchſten Preis

der Wildpretshandler Dietz,
Neumarkt Nr. 1120.

Eine eiſerne Geld- Kaſſe iſt billig zu
verkaufen gr. Ulrichsſtr. Nr. 70.

Rübſaatſtroh verkauft der Oekonom
Sachſe, große Brauhausgaſſe Nr. 344.

Gebauerſche Buchdruckerei in Halle.

Mittwoch den 19. Sept.: Carl XII.
auf Rügen, Luſtſpiel in 4 Acten
von Dr. Carl Toöpfer.

Mit Ende dieſer Woche werden die
Liſten des Pramien- Abonnements geſchloſ-
ſen und die Gewinne in nachſter Woche
gezogen. Da der von mir ausgegebene
Plan wohl nicht überall richtig verſtanden
worden, ſo bemerke noch, daß durchaus
gar keine Nieten, ſondern nur Gewinne
bei dieſer Verlooſung fallen und jeder Ein
ſatz mindeſtens denſelben Betrag an Billets
zum Abonnementspreiſe zuruck erhalt dieſe
Billets ſowohl wie die aller übrigen Ge-
winne können im Laufe von 3 Monaten
in 45 Vorſtellungen beliebig verwendet
werden. Auch koönnen ja die gewonnenen
Billets verwerthet werden und bieten des-
halb außer dem Vergnügen des Theater
beſuchs auch noch einen pecuniaären Vor-
theil. Das ganze Abonnement iſt über
haupt nur darauf berechnet: ein ſolides
Beſtehen einer Theater Unternehmung mög
lich zu machen und läßt ſich daher um ſo
mehr auf eine zahlreiche Theilnahme hoffen.

Völlberg.
Mittwoch den 19. d. M. Geſellſchafts-

tag bei Ratſch.
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Beilage zu Nr. 217 des Couriers, Halliſcher Zeitung für Stadt und Land.
Mittwoch, den 19. September 18A9.

Deutſchland.
Potsdam d. 15. September. Se. Hoheit der Her

So von Braunſchweig iſt auf Schloß Sansſouci einge“
troffen.

Berlin, d. 18. Sept. Se. Maj. der König haben geruht:
Den bisherigen Profeſſor an der Univerſität in Jena, Dr. Hä-
ſer, zum ordentlichen Profeſſor der Medizin bei der Univerſität
in Greifswald und den bisherigen außerordentlichen Profeſſor
an der Univerſitat in Gießen, Dr. Bardeleben, zum ordent-
lichen Profeſſor der Chirurgie und zum Direktor der chirurgi-
ſchen Klinik bei der Univerſität in Greifswald zu ernennen.

Die heute ausgegebene Nr. 33 der Geſetzſammlung enthält
folgende Bekanntmachung betreffend den Beitritt der Herzog-
lich Anhalt Coöthenſchen Regierung zu dem Münzkartel vom
21. October 1845:

„Zufolge der Verordnung vom 9. Auguſt 1847 (Geſetzſammlung pro
1847. pag. 355) wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß
die Herzoglich Anhalt Cöthenſche Regierung für das Herzogthum Anhalt
Cöthen dem zwiſchen Preußen Baiern, Sachſen, Württemberg Baden,
Kurheſſen, dem Großherzogthum Heſſen den bei dem thüringiſchen Zoll
und Handelsverein betheiligten Regierungen, Braunſchweig Naſſau und
der freien Stadt Frankfurt unter dem 21. October 1845 abgeſchloſſenen
Münzfkartel (Geſetzſammlung pro 1846 pag. 478) beigetreten iſt, ſo daß
dieſes nunmehr auch der gedachten Regierung gegenüber in Beziehung auf
das Herzogthum Anhalt- Cöthen in vorkommenden Fällen volle Anwendung
findet. Berlin, den 31. Auguſt 1839. Die Miniſter der Departements
des Staatsſchatzes und des Münzweſens Graf v. Brandenburg. v. Rabe.
Des Jnnern v. Manteuffel. Der Juſtiz Simons.
gen Angelegenheiten v. Schleinitz.“

Die preußiſchen Truppen in Schleswig werden in Folge
der Verwickelungen, welche die Renitenz der dortigen Beamten
gegen die Landes Verwaltung noch in ausgedehnterem Maße
als leider bereits geſchehen hervorzurufen droht, um ein Regi-
ment verſtärkt werden.

Die Tarife für Benutzung der dem Privatpublikum zu-
gängig zu machenden elektro-magnetiſchen Telegraphen, die Sr.
Majeſtät jetzt zur Genehmigung vorliegen, ſind außerordentlich
niedrig geſtellt. Dem Vernehmen nach wird durchſchnittlich der
Tarifſatz für ein zu telegraphirendes Wort auf 1 Pfennig feſt-
geſtellt werden.

Koblenz, d. 14. Septbr. Ein geſtern hier angelangter
Befehl ordnet die ſofortige Bereithaltung einer Anzahl von Ge-
maächern im hieſigen Königlichen Schloſſe an, zu deren Beziehung
ein hoher Gaſt ſchon bald erwartet wird. Jrren wir nicht, ſo
iſt dieſer kein anderer, als Se. Königl. Hoheit der Prinz von
Preußen, welchem, wie wir hoören, das Ober-Kommando nicht
nur der in Baden verbleibenden Truppen ſondern auch der in
unſerer Provinz und in Weſtphalen kantonnirenden Armee-Corps
übertragen worden iſt.

Bückeburg, d. 12. Septbr. Von der hieſigen Stande-
verſammlung iſt der einſtimmige Beſchluß gefaßt worden, dem
DreiKoönigs- Bündniſſe beizutreten, wobei jedoch der Vorbehalt
gemacht wurde, daß dem Fürſtenthume der Rücktritt freigeſtellt
werden müſſe, wenn einer der daſſelbe umſchließenden Staaten
von den Bündniſſe ſich zuruückziehen ſollte.

Flensburg, d. 14. Septbr. Wir erfahren ſo eben durch
Privatſchreiben: daß der König von Dänemark nach vorherge
gangenem Vortrag des Staatsminiſteriums, einer Verfügung
ſeine Beſtatigung ertheilt hat, wonach den ſchleswigſchen Schif-
fen, ſobald ſie in einem daniſchen Hafen einlaufen ſollten, das
eingebrannte „Danske Eidan“ ausgehauen und dafür der von
der Landesverwaltung angeordnete Namenszug des Königs ein
gebrannt; ingleichen ſollen ſie ſich der Jnterims-Flagge wie ſie

Der auswärti-

vorgeſchrieben, mit den beiden ſchleswigſchen Löwen und der
Krone, in der Ecke des Flaggenſtockes, bedienen und nicht den
Dannebrog zu führen berechtigt ſein. Es ware dieſes einerſeits
ſehr anerkennenswerth, denn es liegt darin das ſicherſte Zeichen,
daß man die Selbſtſtaändigkeit Schleswigs ſtreng anerkennen
will; andererſeits finden wir, daß dieſe Verordnung gegen die
Verfügung der Landesverwaltung verſtoößt, welche es den Schif-
fen ausdrücklich frei ſtellt, unter daäniſcher Flagge und däniſchem
Brandzeichen zu fahren. Das Recht daäniſcherſeits es zu ver
bieten, daß die ſchleswigſchen Schiffe unter ſeiner Flagge und
ſeinem Brennzeichen fahren, nachdem ſie ihre eigene Flagge und
Zeichen haben, wird ihnen wahrlich niemand beſtreiten können
und in dem Herzogthume, wo man dieſes auch gerne recht ſtreng
unterſcheidet, wird dieſe Nachricht viele Freude machen. (D. R.)

Wien, d. 15. Sept. Aus der Moldau melden heutige
Briefe, daß die dorthin übergetretenen Ungarn 3- bis 4000
Mann ſtark bei Widdin gelagert ſtehen. Bem und Koſ-
ſuth befinden ſich unter ihnen und wird dadurch die Nachricht
von des Erſteren Gefangenſchaft durch die Ruſſen widerlegt.
Von Seiten Oeſterreichs iſt auf die Auslieferung bei dem Pa
ſcha von Widdin angetragen, dieſelbe bis auf weitere Befehle
von Konſtantinopel aber verweigert. Die ubergetretenen Jn-
ſurgenten ſind mit Zelten von den Turken verſehen und leben
ganz behaglich.

Aus Komorn fehlen neuere Nachrichten General Aſſermann
iſt Kommandant. Dieſer hat ſeit langerer Zeit beſondere Tha
tigkeit entwickelt. Auf dem Sandberge am rechten Donauufer
wurden 10 Blockhauſer, Redouten und Fleſchen angelegt, um
die Einnahme dieſes wichtigen, dem Belagerer unumganglich
nöthigen Punktes zu erſchweren. Hierdurch wird es auch mog-
lich, die Beſatzung in dem weiten verſchanzten, großtentheils
kaſemattirten Lager unterzubringen während andererſeits durch
die Befeſtigung des Sandberges die Cernirungslinie um das
vierfache verlängert und dem Belagerer die dominirenden Punkte
entzogen werden. Jedes einzelne Werk des Sandberges wird
mit großem Verluſte genommen werden müſſen, bevor die Be
lagerung der eigentlichen Feſtung erfolgen kann. Der Brucken
kopf am rechten Ufer (Donaufort) iſt mit bombenfeſten Kaſe-
matten für 2000 Mann hergeſtellt worden deſſen Erſturmung
6000 tapfere Männer in Anſpruch nimmt. Nach der Löſung
dieſer heldenmuthigen Aufgabe Seitens der k. k. Truppen bliebe
die Hauptſache: die Feſtung am linken Ufer zu nehmen. Dazu
muß natuürlich erſt die bei 3000 Klafter lange, gegenwartig
völlig ausgebaute Palatinallinie erſturmt werden ſelbe umſchließt
die Stadt und die außerhalb liegenden großen Magazine. Mit
der Palatinallinie fällt auch der Brückenkopf am linken Waag-
ufer und die Beſatzung müßte ſich dann auf die Vertheidigung
der inneren Feſtung beſchränken. Vor der Palatinallinie wird
wegen der ſteten Ueberſchwemmungen des niederen Terrains das
Aufführen von Belagerungsbatterieen nur durch koſtſpielige,
langwierige Unterbauten ſtattfinden können und das Lagern der
Truppen vor dieſem Objekte viele Krankheiten erzeugen. Daſ-
ſelbe Hinderniß waltet auf dem linken WaagUfer vor, wo nach
der Erſturmung des minder feſten Brückenkopfs noch der mach
tige Fluß zu überbrücken kommt. Außerdem iſt die Beſatzung
auf mehr als ein Jahr verpflegt und erzeugt ſich Papiergeld,
ſo viel ſie bedarf, um es mit Zwang in Cours zu ſetzen. Die
Beſatzung zählt 500 Kanonen, wovon 8 Batterieen à 8 be-
ſpannten Feldpiecen und bei 50 Stück Wallgeſchütze nebſt 1400
Beſpannungspferden. Thally Fortifikations Direktor die Ober
ſten Moritz Kosztolanyi, Graf Paul Eſterhazy, Rakovszky und

Janik führen Diviſionen. (D. R.)



Das „Conſt. Bl. a. B.“ meldet, daß nächſtens allen Be
hörden eine Liſte der 69 Namen ſolcher Perſonen zugeſendet
werden wird, die als Theilnehmer an dem Ungariſchen Auf-
ſtande verfolgt werden. Wir laſſen das Signalement des
Haupthelden folgen: Koſſuth, Ludwig, geweſener Advocat,
Journaliſt, Finanzminiſter, Praſident des Ungariſchen Landes-
vertheidigungs Ausſchuſſes, und zuletzt Präſ. Gouverneur der
Ungar. Republik, 45 Jahre alt, aus Jaß Berényi in Ungarn
geb. akathol. Religion verheirathet, mehr als mittelgroß,
maßig ſtark, mager, hat ein ovales Geſicht, blaſſe Geſichts
farbe, hohe offene Stirn, kaſtanienbraune Haare, blaue Au-
gen, ſtark dunkelbraune Augenbrauen, platt gedrückte Naſe,
klein hübſch geformten Mund, vollſtändige Zaähne, rundes Kinn,
ſchwarzen Schnurr und Kinnbart, ſpricht deutſch, ungariſch,
lateiniſch, ſlow., etwas franzooſiſch und italieniſch. Als be
ſondere Kennzeichen dienen Naturliche Geſichtsfarbe, Locken,
die Haare am Scheitel ſchütter bis zur Kahlheit, die Bruſt
ziemlich breit, eher flach als erhöht, die Hand zart, weis,
die Finger lang. Die Haltung in ruhiger Stimmung: feier
lich, von einem gewiſſen Anſtande, die Bewegungen geſucht
der Gang meiſt aufrecht, ſeine Stimme angenehm, einſchmei-
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chelnd, und ſelbſt wenn er leiſe ſpricht, leicht vernehmlich. Er
macht den Eindruck eines Schwärmers, vorzüglich liegt in ſei
nem ſchön geformten Auge der Ausdruck von Schwarmerei;
der Blick nach oben, der ihm ſehr eigen iſt, unterſtützt ſehr
dieſen Ausdruck. Die Energie ſeines Charakters ſpricht ſich
in ſeiner aäußeren Erſcheinung nicht aus. Die Deutſche Sprache
ſchreibt er weder orthographiſch noch ſonſt richtig.

Perſonen Frequen der Magdeburg- Leipziger
iſenbahn.

Bis inel. den 1. Septbr e. wurden befördert 455,578 Perſonen.
Vom 2. Septbr. bis inel. 8. Septbr. e. inel.

1479 Perſonen aus dem Zwiſchenverkehr 11,987 Perſonen.

Summa 467,565 Perſonen.

Freie Gemeinde.Die Mitglieder derſelben werden erſucht, ſich Donnerstag
den 20. d. Abends Punkt 71 Uhr in der Wohnung des Hrn.
Buchbinder Krauſe (Rathhausgaſſe) zu einer Beſprechung
einfinden zu wollen. Der Vorſtand.

V

re er

Bekanntmachungen.
Gänzlicher Ausverkauf.

Meine Wohnung habe ich aus meinem
mir gehörig geweſenen Hauſe in das des
Sattlermeiſters Herrn Buſch, gr. Klaus-
ſtraße Nr. 871, 1 Treppe hoch verlegt,
was ich einein geehrten Publikum bekannt
mache, mit dem Bemerken, daß ich geſon-
nen bin, mein Geſchaft aufzugeben und
dieſerhalb ſammtliche in meiner Handlung
befindlichen Kleidungsſtücke zu herabgeſetz
ten Preiſen, theils auch um die Hälfte
ausverkaufe.

Der Schneidermeiſter H. Koering.

Zehn Stück große ganz neue gut gear-
beitete Laternen mit Cylinder-Lampen und
ſtarker Gußverzierung (in der Große der
Stadtlaternen) hat im Auftrag billig zu
verkaufen, auch im Einzelnen,

Bernhard Kurze, Klempnermſtr.,
große Ulrichsſtraße Nr. 11.

Ein Kapital von 4000 s wird auf
erſte Hypothek gegen ſechsfache Sicherheit
ſofort geſucht. Das Nähere wird auf
ſchriftliche Anfragen unter poste restante
franco Halle G. A. mitgetheilt.

„öä„ö„e

Gottlob Zahn aus Querfurt
fährt wöchentlich drei Mal, Dienstags,
Donnerstags u. Sonnabends, über Lauch-
ſtädt nach Halle, die Meſſe über alle
Tage, und ſpannt derſelbe in Halle in
der „goldnen Kugel aus.

ſchaftigung im väterlichen Hauſe und Liebe

Ein junges gebildetes Mädchen von an-
ſtändigen Eltern ſucht aus Mangel an Be-

zur Thatigkeit ein ihr in dieſer Hinſicht
entſprechendes Unterkommen daſſelbe hat
ſchon mehrere Jahre nicht unbedeutende
Wirthſchaften ſelbſtſtaändig gefuührt, würde
gern wieder in eine ſolche eintreten oder
auch der Dame des Hauſes helfend zur
Seite ſtehen. Sie verſteht außer dem
Milchweſen und der Kocherei auch Nähen
und alle feinen weiblichen Arbeiten ſieht
nicht auf großen Gehalt, wohl aber auf
eine gute Behandlung und kann bis Mi-
chaelis eintreten. Hierauf Reflectirende
wollen ihre Briefe gefaälligſt unter der
Adreſſe A. B. poste restante Sangerhau-
sen abgeben, um das Nähere mitzuthei-
len oder ſich, wenn es moglich iſt, per
ſönlich zu zeigen.

Ein im Wirthſchafts-, Material und
anderem Geſchäft geſtandenes Madchen,
von guter Familie und angenehmem Aeu-
ßeren, ſucht zum 1. October e. einen der
artigen Dienſt. Zu erfragen an der Halle
Nr. 777.

Einige Koöchinnen u. Hausmadchen, wel
che Waſchen, Platten und Nähen koönnen,
ſowie auch Kutſcher, können geehrten
Herrſchaften nachgewieſen werden durch
Frau Mohr, Nr. 2172.

Auf dem Rittergute Schochwitz ſtehen
wegen Veraänderung der Wirthſchaft circa
250 Stück Hammel und Zibbenlammer
zum Verkauf.

Gebauerſche Buchdruckerei in Halle.

Waagſchalen und
2 einzelne Gewichte ſind zu verkaufen.
Das Nähere beim Mäkler Schaaf, Neu
ſtadt Nr. 578.

Eine Laſtwaage mit

Ein Oekonomie- Lehrling findet eine
Stelle auf dem Rittergute Reinsdorf
bei Landsberg.

Ein unverheiratheter Gartner, der in
jeder Beziehung mit guten Zeugniſſen ver-
ſehen iſt, findet von jetzt an eine Stelle
auf dem Rittergute Reinsdorf bei
Landsberg.

Sonntag den 23. d. M. ladet zum
Schweinauskegeln ergebenſt ein

Kreutzmann in Doöblitz.

Freitag Nachmittags 4 Uhr
zweites großes Militair-
Concert, gegeben von dem voll-
ſtändigen Muſikeorps des 32. Jn-
fanterie- Regiments im Garten (oder
Saale) zur Weintraube.
Entrée à Perſon 21

Unter Anderen werden ganz neue Com-
poſitionen aus dem Propheten von Meyer-
beer und zwei Lieder: 1) Schwarz und
Weiß, 2) Unſer National- Eigenthum
(ganz neu), zur Aufführung kommen.

Golde.

Sonntag den 23. d. M. ladet zum
Vogelſchießen, Concert und Ball ergebenſt
ein F. Sauerwein in Gleſien.
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